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Das wirthſchaftliche Kräfteparallelogramm im Staate und die 
Stellung des induſtriellen Arbeiters in demſelben. Studie von 
Otto Mayr, ſtädtiſcher Amtsrath in St. Pölten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Anwendung des $ 34 des Gendarmerie⸗Geſetzes vom 25. December 1894 (außer 
ordentliche Penſionsbegünſtigung) in dem Falle, wo das die Invalidität des 
Gendarmen bedingende Gebrechen als die mögliche Folge einer ſpeciellen Dienſt⸗ 
verrichtung erkannt und das Vorhandenſein des Gebrechens vor der fraglichen 
Dienſtverrichtung nicht conſtatirt worden war. 


Durch Pauſiren vervielfältigt Literaturerzeugniſſe ſind als Druckſchriften im 


Sinne des 5 4 Pr. G. anzuſehen. — Ein Begriffsmerkmal der periodiſchen 
Druckſchrift liegt in einer gewiſſen nicht bloß äußern, ſondern auch inhalt⸗ 


lichen Continuität und Connexität, welche die unabgeſchloſſene ſtetige Reihe 
von Mittheilungen wechſelnden Inhaltes aneinander knüpft. 

Localpolizeiliche Verfügungen, welche vom Gemeinderathe einer Stadt mit ſelbſt⸗ 
ſtändigem Statute im eigenen Wirkungskreiſe erlaſſen werden, können nicht 
unter die Srafſanction der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗ Bl. 
Nr. 96, geſtellt werden. N 
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Das wirthſchaftliche Kräfteparallelogramm im Stante 
und die Stellung des induſtriellen Arbeiters in demſelben. 
Studie von Otto Mayr, ſtädtiſcher Amtsrath in St. Polten. 


Die geſammtwirthſchaftliche Kraft eines Staates iſt das Product 
der mannigfachen in ihm wirkenden wertherzeugenden Factoren. Der 
Begriff „wirthſchaftlich“ it ein zweifacher: Ein activer, indem 
der Menſch aus ſich ſelbſt heraus, oder aus dem ihm von der Natur 
Gebotenen Werthe ſchafft, und ein paſſiver, inſoferne Allem, was 
von der Natur geſchaffen, die Eigenſchaft wirthſchaftlicher Ausnütz⸗ 
barkeit innewohnt. Inſolange die Naturſchätze im Erdinnern verborgen 
liegen, ift die in ihnen vorhandene wirthſchaftliche Kraft latent, todt 
aufgeſpeichert, fie befindet ſich — wenn mir der phyſikaliſche Aus⸗ 
druck erlaubt ift — in einem Zuſtande ruhender, potentieller 
Energie, und iſt ſomit, weil kein Agens, für das wirthſchaftliche 


Leben eines Staates völlig belanglos. Anders das aufgedeckte Kohlen⸗ 
flös, das erſchloſſene Erzlager, die zu Tage tretende Waſſerader — 


ſie alle ſind wirthſchaftlich ausnützbar und ſelbſt, wenn ſchädigende 


e bei ihnen in die Erſcheinung treten, wirthſchaftlich nicht 
bedeutungslos ſondern äußern ſich im letzteren Falle eben ſtatt 
nützend, ſchadigend im wirthſchaftlichen Leben. Hier alſo wirkt die 
lebenbige wirthſchaftliche Kraft, die actuelle oder 
kinetiſche Energie; allerdings wirkt auch ſie nur in ſecundärer 
Weiſe, nämlich das Naturproduct muß erſt durch menſchliche Arbeit 
aus ſeiner wirthſchaftlichen Paſſivität in ein wirthſchaftliches Agens 
umgeſetzt werden, um als ſolches in die Componenten des im Staate 
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ſchaltet werden zu können. 

Dasſelbe ſtellt fich uns im praktiſchen Leben dar als jenes für 
die Erfaſſung der wirthſchaftlichen Thätigkeit eines Staates wichtige 
Gebilde, das uns über den Inhalt, die Größe und Richtung jeder im 
Staate wirkenden volkswirthſchaftlich verwerthbaren Kraft und über 
das Maß des Zuſammenwirkens aller dieſer Einzelkräfte Auskunft 
gibt, und zwar in dem Rahmen, in welchem ſich dieſes Maß in der 
Geſammterſcheinung des wirthſchaftlichen Lebens äußert. Dies End— 
ergebniß drückt ſich graphiſch aus in der Diagonale des Kräfteparallelo— 
grammes, das iſt in einer Linie von beſtimmter durch die Compo⸗ 
nenten bedingter Größe. Dieſe als Reſultirende aus den zahlloſen im 
modernen Staate miteinander, nebeneinander und gegeneinander, 
mit größerer oder geringerer lebendiger Kraft wirkenden Factoren her— 
vorgehende Linie kennzeichnet die volkswirthſchaftliche Geſammtkraft 
eines Staates, bewerthet deſſen Stellung gegenüber anderen Staaten 
und dient ſchließlich als Baſis für weitere wirthſchaftliche Conſtruc— 
tionen, das iſt für den nie ruhenden Ausbau zu einem wirthſchaftlich 
möglichſt vollwerthigen Staate, in welchem jede ſchaffende Kraft der 
vollſten Entfaltung entgegenzubringen geſtrebt wird, inſoweit dies bei 
entſprechender Würdigung aller übrigen volkswirthſchaftlich thätigen 
Componenten zuläſſig iſt. 

Urſprünglich war das Wirken der in der Natur vorhandenen 
ſchaffenden Kräfte ein elementares, ein ausſchließlich und feſſellos der 
innewohnenden Potenz überlaſſenes; da konnte ſelbſtredend von einem 
Miteinanderwirken keine Rede ſein, ſondern jede Kraft äußerte ihre 
Wirkung ureigens und im vollſten Naturdrange, konnte ſogar wieder 
durch ihr ſchrankenloſes Walten die Entfaltung einer anderen, aber 
durch äußere Umſtände weniger begünſtigten Kraft hemmen und 
ſchwächen. Wie der in ungezähmter elementarer Gewalt einherſtürzende 
Wildbach ſeine ganze verheerende Kraft widerſtandslos entladet, zeigte 
ſich auch jedes wirthſchaftliche Wirken der Natur anfangs bahn- und 
regellos. In dem Maße, als ſich die Individuen zur Geſellſchaft 
an einander ſchlofſen, begann man auch Richtung und Stärke der 
einzelnen wirthſchaftlichen Krafte in ihrer Beziehung zur Geſellſchaft 
abzuwägen und dieſem Zuſammenleben anzupaſſen. Es entwickelte 
ſich ein Miteinanderwirken, eine ausgleichende Regelung der 
einzelnen Kraftentfaltungen zueinander, und es begannen nun die 
erſten bahnbrechenden Schritte in der rationellen Volkswirthſchaftspflege. 

Dem Staate, welchem hiebei die führende Rolle zufällt, obliegt 
eine mehrfache Aufgabe: Vor Allem richtiges Erfaſſen und Bemeſſen 
des Werthes einer volkswirthſchaftlich ausnützbaren Kraft, Erhaltung 
der potentiellen Energie, der wirthſchaftlichen Capacität jeder ſchaffen⸗ 
den Kraft, Vorſorge für ein möglichſt rationelles Wirken einer ſolchen 
Kraft im wirthſchaftlichen, das Kräfteparallelogramm darſtellenden 
Gefüge, und endlich Ordnung aller wirthſchaftlich wichtigen Factoren 
zu einem vom ſtaaterhaltenden Geſichtspunkte beherrſchten Syſteme, 
in welchem ſein wirthſchaftlicher Geſammtorganismus zu wirken be— 
rufen iſt. 


Um dieſer Aufgabe gerecht werden zu können, hat ſich der 
Staat mit wachſamem, verſtändnißvollem Blick in die Mitte des 
Arbeitsfeldes aller wirthſchaftlichen Erſcheinungen zu ſtellen, deren 
Beziehungen zu einander kritiſch zu unterſuchen, die einzelnen wirth— 
ſchaftlichen Kräfte rückſichtlich ihrer Gemeinnützigkeit, Richtung und 
Energie abzuwägen und zu bewerthen, da Verhältniſſe eintreten können, 
in welchen aus Staatsrückſichten auf die Entwicklung gewiſſer wirth— 
ſchaftlicher Elemente, ſogar auf die Gefahr der Einſeitigkeit, ein be— 
ſonderes Augenmerk genommen werden muß. Es hat allerdings auf 
den erſten Blick den Anſchein, als ob wir es in den einzelnen wirth— 
ſchaftlichen Kräften hinſichtlich der Originalität ihres Inhaltes und 
der Aeußerung ihres Effectes auf das Volksleben mit incommen— 
ſurabeln Größen zu thun hätten, doch ihr regulirbares Ineinander— 
greifen, ihre gegenſeitig bedingte Verſchiebung ſagt uns ſchon, daß 
ſie fich bereits ſelbſt in der Natur einen Weg zu gemeinſamem Wandel 
im wirthſchaftlichen Kreislaufe des Staates geſchaffen haben, es iſt 
für fie durch den alten allgemeinen Werthmeſſer, das Geld, ein Maß— 
ſtab hergeſtellt worden, dadurch ſind ſie zu commenſurabeln Größen 
geworden, mit denen ſomit der Staat ganz genau und nicht bloß 
im Lichte der jeweiligen ſymptomatiſchen Erſcheinung zu rechnen ver— 
mag. Dieſe im Wirken wirthſchaftlicher Kräfte gelegene Correlation 
zwiſchen Natur und Menſchen beweiſt ſchon in ſich ſelbſt die hohe 
Bedeutung dieſer Beziehung für den Staat, ſie iſt ſeine reale 
Grundlage, ſein Vermögensſtock, dem in erſter Linie ſeine Ver— 
waltungsaufgabe gilt. Je mehr ſich der Staat in dieſe Aufgabe 
vertieft, je näher der Einzelne und die wirthſchaftlichen Claſſen dieſer 
Aufgabe treten, deſto ergiebiger werden ſich die Erfolge wirthſchaft— 
lichen Lebens zeigen, deſto mehr gehen die Ziele menſchlichen Handels 
in der gerechten Erkenntniß wirthſchaftlicher Bedeutung auf, deſto 
mehr einigen ſich die Menſchen in dieſem großen Gedanken der 
Gegenwart. 

Die Auffaſſung der wirthſchaftlichen Frage und ihrer Functionen 
im Staate kann nur eine naturwiſſenſchaftliche ſein, in der nunmehr 
allgemeinen Erkenntniß, daß auf dem Gebiete der ſocialen Wiſſenſchaft 
gar kein Raum für Hypotheſen vorhanden iſt, weil fich die Dinge 
eben entwickeln, wie ſie ſich im Zuſammenwirken der wirthſchaftlichen 
Componenten nach dem Cauſalgeſetze entwickeln müſſen. Die Wahr: 
nehmung iſt eine ſtetige, daß im Kampfe der Beſtrebungen die Kraft 
des Einzelnen nur wenig bedeutet, daß in der Maſſe der einzelne 
Kämpfer, der eine Sache in ſeinem Sinne wirkſam fördern will, nicht 
billig, nicht objectiv, ſondern voreingenommen und ſubjectiv handelt. 
Die wahre Wirthſchaftspolitik iſt und kann doch wohl nur die ſein, 
die die Gegenwart in vorurtheilsfreier Würdigung ihrer Geſammt⸗ 
erſcheinungen als eine Erkenntnißquelle der Zukunkt nützt, nie aber 
jene, die nur als Echo eines Parteiwortes in die Mengen dröhnt. 
Eine ernſte Gefahr jeder Volkswirthſchaftspolitik eines Staates liegt 
daher in dem Hineintragen der politiſchen Meinungen in ihr produc— 
tives Feld; dadurch werden die gemeinnützigſten Fragen, ſtatt die 
altruiſtiſche Geſinnung der wirthſchaftlichen Claſſen zu feſſeln, nur 
politiſche Kampfobjecte, mittelſt welcher theils hindernd theils vernichtend 
auf jede Volkswohlfahrt gewirkt wird. 

Eine zweite Gefahr, die beſteht, ſeitdem die wirthſchaftliche 
Kraft des Einzelnen mit der ſeiner Mitmenſchen in Beziehungen 
getreten, iſt der jeder wirthſchaftlichen Concurrenz zu Grunde liegende 
Egoismus; ſo erblicken wir auch heute noch wie im römiſchen Rechte 
auf dem Gebiete der wirthſchaftlichen Organiſation die Ausbeutungs⸗ 
freiheit als Grundprincip, dem ſtaatlich, ohne Beeinträchtigung der 
wirthſchaftlichen Handlungsfähigkeit des Einzelnen, nur gewiſſe 
Schranken zum Schutze des wirthſchaftlich Schwächern gezogen werden 
können. Solche Schranken ſind z. B. die geſetzliche Firirung des Ver⸗ 
tragsinhaltes beim Arbeitsvertrage, beim Verſicherungsvertrage u. ſ. w. 
Je mehr ſich die einzelnen wirthſchaftlichen Claſſen der rationellen, 
auf ſocialer Grundlage baſirten Ausnützung ihrer eigenen wirth— 
ſchaftlichen Sphäre, des im gemeinſamen Streben nach dem gleichen 
Ziele liegenden größeren Erfolges bewußt werden, deſto mehr muß 
das abſolutiſtiſche Wirken des Individuums zurücktreten, deſto mehr 
ſammeln ſich verwandte wirthſchaftliche Claſſen in einem gemeinſamen 
Brennpunkte und wirken ſodann mit erhöhter Kraft, mit ihrer wirth- 
ſchaftlichen Reſultirenden, zur Conſolidirung ihres Geſammteffectes 
im Kräfteparallelogramm. 
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Wie im Mittelalter die perſönliche Unſicherheit die Einzelnen 
aneinander geſchloſſen hat, fo hat in neuerer Zeit das in der wirthichaft- 
lichen Monade auftretende Unſicherheits- und Schwächegefühl zur 
Vereinigung getrieben und hiemit wieder ein gut Stück des einſt als 
rückſchrittlich gegeifelten Zünftlerthums zum Schutze gegen wirthſchaft— 
lich ſtärkere Concurrenzfactoren aufgefriſcht, um jedem Productions— 


factor den ihm nach der natürlichen Entwicklung gebührenden Rayon 


zu ſichern. 

In dieſen Erſcheinungsformen ſehen wir die urſprüngliche 
wirthſchaftliche Organiſation und die berufliche Organiſation 
ausgebildet; für beide iſt Ausgangspunkt und Ziel grundverſchieden: 
In der wirthſchaftlichen Organiſation, entſprechend dem mehr 
eigennützigen ſubjectiven Handeln des ohne höhere Ziele oft nur aus 
Selbſterhaltungstriebe handelnden Individuums, ſind Ausgangspunkt 
und Ziel rein praktiſcher Natur, während ſie in der berufs— 
mäßigen Organiſation dadurch, daß das Sonderintereſſe hinter dem 
Verbandsintereſſe zurücktritt, einen gewiſſen ethiſchen Werth annehmen. 
Es ſind auch durch die jeweiligen aus unvorhergeſehenen Einwirkungen 
hervorgegangenen Verſchiebungen im wirthſchaftlichen Kräfteparallelo- 
gramme berufsmäßige Organiſationen aus ihrer normalen Bahn her— 
ausgedrängt und zu Sonderwerken abgeleitet worden. So iſt die 
berufliche Organiſation der Dienſtboten und gewerblichen Hilfsarbeiter 
durch allmälige Entrückung aus dem einftigen Familienverbande und durch 
den dadurch bedingten Wegfall der früheren Stabilität und der daran 
geknüpften, wenn auch unzulänglichen Altersverſorgung, in eine Erwerbs— 
organiſation übergegangen, und darf es da Wunder nehmen, wenn 
heutzutage ſolche Dienſtverhältniſſe auch an ihrem Charakter als Treu— 
verhältniſſe eingebüßt haben. Eine berufliche Organiſation bereitet ſich 
wieder vor durch die Stärkung der Genoſſenſchaften. Man ſtrebt wieder 
darnach, dem Dienſtverhältniſſe größere Stabilität zu geben, darauf 
deuten hin die Geſetze über Kranken-, Unfall- und Altersverſicherung, 
die Beſtrebungen auf Fixirung eines Minimallohnes, auf die Be- 
ſeitigung des Stücklohnes, alſo auf Einführung gleicher Löhne für 
alle Arbeiter derſelben Kategorie. 

Der beſondere Charakter dieſer Organiſation liegt darin, daß 
den Mittelpunkt für die beruflichen Pflichten dann nicht mehr das 
Unternehmen, ſondern der Verband bildet, dem gegenüber dann auch 
das Treuverhältniß empfunden und bethätigt wird. Es leuchtet wohl 
ein, daß es da für das Wohl des Staates durchaus nicht gleichgiltig 
iſt, um welchen Mittelpunkt dieſe Organiſationen entſtehen, der Staat 
muß das Intereſſe haben, entſprechende Kryſtalliſationspunkte für der⸗ 
artige Gebilde des modernen gewerblichen Lebens zu ſchaffen. Es iſt 
ſicher, daß das Wirthſchaftsleben durchaus nach Geſetzen fortſchreitet, 
die ihm innewohnen und über die kein menſchlicher Wille Gewalt hat. 
Das Erforſchen dieſer Geſetze, das Losſchälen derſelben von täufchen- 
den Accidentien und das Finden der exacten Formel aus den auf⸗ 
tretenden Erſcheinungen auf deductivem Wege iſt die Aufgabe der 
Volkswirthſchaftspflege. Erſt wenn die Kenntniß des natürlichen Ge⸗ 
ſetzes vorhanden iſt, kann das rationelle, dem ſicheren Erfolge zuſtrebende 
Handeln beginnen, die Unſicherheit empiriſcher Maßregeln, die getroffen 
und wieder aufgehoben werden, macht einem zielbewußten Vorgehen 
Platz. Unbewußt kommt wohl in Reformactionen die Meinung zum 
Ausdrucke, daß der Menſch ſeine Gemeineinrichtungen nach Willkür 
und Belieben geſtalten, daß er, was er als wünſchenswerth erkennt, 
auch ſtets durchführen könne, „wenn nur der rechte Wille vorhanden“. 
Und andererſeits ringt fich ſo ſelten die Anſicht durch, daß jeder 
Reform ein eingehendes Studium der Entwicklungsrichtung des betreffen⸗ 
den Wirthſchaftszweiges vorangehen müſſe, und daß eine Reform nur 
auf genauer Kenntniß derſelben aufgebaut werden könne. Dem Ent⸗ 
wicklungsgeſetze der Zeit ſich möglichſt vollſtändig und uneingeſchränkt 
zu unterwerfen, dabei aber unterſtützend ſelbſtthätig zu fein, iſt die 
Vorausſetzung jedes größeren Erfolges. Raſche wirthſchaftliche Reform- 
acte, wenn auch von einer noch ſo gemeinnützigen Idee durchdrungen, 
bedeuten nur ſelten ein radicales Vorgehen, gewöhnlich aber das 
Gegentheil, denn die Umbildung des Cultur- und Wirthſchaftslebens 
ſchreitet nur ſehr allmälig, nur etappenweiſe fort und verträgt keine 
forcirten Schritte, die ſich zu ſehr vom Beſtehenden entfernen. Wirth⸗ 
ſchaftliche Reformen werden durch die Zeit und ihre Verhültniſſe, 
aber nie durch die Thätigkeit einer politiſchen Partei oder im Brutofen 
der Geſetzesmaſchine gezeitigt. Große Schritte haben nur Erfolg, 


wenn fie in längerem Zeitraume durch zahlreiche kleine vorbereitet ſind, 
ſo daß ſie dergeſtalt alſo nur deren Summe bilden. 

Die zum wirthſchaftlichen Leben des Staates in Beziehung treten— 
den einzelnen Geſellſchaftsclaſſen bedingten das Entſtehen der wirth⸗ 
ſchaftlichen Frage, und das hiedurch hervorgerufene Verhältniß be— 
deutet die heute zu ſolcher Mächtigkeit gelangte ſociale Frage. 
Dieſes Verhältniß iſt für die einzelnen Geſellſchaftsclaſſen ein ver— 
ſchiedenes, und mithin auch die ſociale Frage für jede Geſellſchafts⸗ 
claſſe verſchiedenartig. Daraus geht hervor, daß die wirthſchaftliche 
Thätigkeit des Staates weder ein locales, noch ein nationales, ſon— 
dern ein ſociales Problem iſt, welches alle Länder umfaßt, in denen 
moderne Geſellſchaft exiſtirt, und deſſen Löſung von der praktiſchen 
und theoretiſchen Mitwirkung der culturell vorgeſchrittenſten Länder 
abhängt. So bildet die warme Antheilnahme der öffentlichen Meinung 
in allen civiliſirten Staaten an dem großen Werke der Verbeſſerung 
und Sicherung der Lage der unbemittelten Claſſen, an der Social- 
reform des zu Ende gehenden Jahrhunderts, eine erfreuliche Erſchei— 
nung unſerer Zeit. Dieſe Theilnahme iſt tief im Weſen der Gegen— 
wart begründet, ſie iſt eine Aeußerung des viel erörterten „Wachs— 
thums der altruiſtiſchen Empfindungen“, der Gefühle des Zuſammen— 
lebens unſerer Zeit. Dieſe Thatſache befähigt uns zur neuen Hoffnung, 
daß Wahrheit, Recht und Sitte endlich die Grundlagen der Beziehun- 


gen untereinander und gegen alle Mitmenſchen ohne Rückſicht lauf | 


Bekenntniß und Nationalität abgeben werden, warnt uns aber auch 
vor einem Rückfall in alte Irrthümer, die uns ſtets ein trauriges 
Mahnzeichen vollſtändigen Mißkennens der wichtigſten Lebensbedin⸗ 
gungen des Menſchen bleiben werden. „Kein Stillſtand in der 
Socialreform“ iſt die Parole in den Reihen der ſtaaterhaltenden 
Factoren. 

W Wie iſt es nun zu erklären, muß man im Hinblicke auf dieſe 
Bereitwilligkeit fragen, daß die Socialreform bis noch vor kurzer 
Zeit, inſoweit es ſich um große Acte der Geſetzgebung handelte, ſich 
nicht ſo recht aus der Stagnation aufraffen konnte? Es fehlte der 
Geſetzgebung an der nöthigen Unterlage für ſtaatliche Neuſchöpfungeh, 
an der unentbehrlichen Vorarbeit des Cultur-, beziehungsweiſe Wirth— 
ſchaftslebens, ohne welche überhaupt ein wirkſames Geſetz nicht möglich 
iſt. Die hoͤchſt intenſive Arbeit der Wiſſenſchaft und der praktiſchen 
Erfahrung, ſowie die private ſociale Reformarbeit nach dieſer Richtung 
hin haben noch immer nicht genügende Ergebniſſe geliefert, um auf ſie 
neue ſociale Inſtitutionen mit ſicherem Erfolge zu gründen. Das iſt 
wohl der Hauptgrund für das verhältnißmäßig langſame Tempo ſocial— 
reformatoriſcher Thätigkeit. z 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Anwendung des § 34 des Gendarmerie⸗Geſetzes vom 25. December 
1894 (außerordentliche Penſtonsbegünſtigung) in dem Falle, wo 
das die Invalidität des Gendarmen bedingende Gebrechen als die 
mögliche Folge einer ſpeciellen Dienſtverrichtung erkannt und das 
Vorhandenſein des Gebrechens vor der fraglichen Dienſtverrichtung 

nicht conſtatirt worden war. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. Jänner 1899 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage de präs. 10. Mai 
1898, 3. 182, R.⸗G., des Anton Max Löffler, penſ. k. k. Gen⸗ 
darmerie⸗Titular⸗Wachtmeiſters in Kloſterneuburg, durch Dr. Oskar 
Feigl in Wien, wider das k. k. Landesvertheidigungs⸗Miniſterium 
wegen Erhöhung ſeiner Penſion, zu Recht erkannt: 

Mh, Ferkel k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung iſt ſchuldig, 
Seil äger für die Zeit vom 1. Juli 1895 bis 1. Mai 1898 den 

rag von 495 fl. 80 kr. binnen vierzehn Tagen zu bezahlen und 
vom 1. Mai 1898 an ſeine Penſion mit 665 fl. jährlich zu be— 
meſſen und auszubezahlen, ferner die Koſten des Verfahrens im er— 
mäßigten Betrage von 150 fl. binnen vierzehn Tagen zu erſetzen, 
und zwar Alles bei Vermeidung der Execution. 

8 Grü nde Dem Kläger, Gendarmerie-Poſtenführer und Titular⸗ 
Wachtmeiſter in Kloſterneuburg, wurde mit Erlaß des k. k. Miniſteriums 
für Landesvertheidigung vom 20. Junni 1895, Nr. 12.270, 1856, 
III. nach Maßgabe ſeiner Geſammtdienſtzeit von 28 Jahren, 6 Monaten 


und 12 Tagen eine Penſion von 28/40 feiner letzten Activitätsbezüge 
von 700 fl., ſonach 490 fl. als jährliche Penſion beſtimmt. Seine 
Bitte um Zuzählung von 10 Dienſtjahren im Sinne des § 34 des 
Geſetzes vom 25. December 1894, R.⸗-G.⸗Bl. Nr. 1 ex 1895, wurde 
abgewieſen. 

Der Kläger erklärt, er habe dieſes Begehren auf folgenden 
Vorfall geſtützt: Er war am 5. März 1895 als Poſtenführer mit dem 
Probe-Gendarm Alois Kinzl auf Patrouillengang auf der Strecke 
von Kierling nach Weidlingbach, welcher durch ſtraßenloſe Waldſtrecken 
führte, wo ſie bis zum Unterleibe in Schnee einſanken und ſich ganz 


durchnäßten und erkälteten. Während dieſer Zeit herrſchte ein Schnee— 


ſturm, ſo daß ſie ſich nur mit Mühe fortbewegen konnten, an wind— 
geſchützten Stellen von Schweiß trieften und an den dem Winde aus— 
geſetzten Stellen bis ins Mark froren. Sie trafen auf der Gſänger⸗ 
hütte, dann auf der Windiſchhütte ganz erſchöpft ein. Der Kläger 
war ſo müde und kraftlos, daß er den Probe-Gendarm Kinzl wieder— 
holt aufforderte, ihn liegen zu laſſen, nach Weidlingbach voraus— 
zugehen und nur im Falle, als er längere Zeit nicht nachkommen 
würde, ihn durch Leute aufſuchen zu laſſen. Kinzl ließ ihn jedoch 
nicht im Stich und ſo kamen ſie in Weidlingbach beim Gemeinde— 
vorſteher um 10 Uhr Abends an. Der Kläger begab ſich ſohin auf 
den Poſten und erſt um ½7 Uhr Früh des nächſten Tages war er 
in der Lage, ſeine Kleider ordentlich trocknen zu können. Schon am 
6. Februar 1895 hatte er ſich beim Patrouillengange derartig erkältet, 
daß er ſich in der Zeit vom 8. bis 25. Februar 1895 marode melden 
mußte und er mag deßhalb gegen die Wetterunbilden am 5. März 
empfindlicher geweſen ſein. Am 6. März merkte er ein Gefühl in den 
Zehen bis oberhalb des Kniegelenkes, wie Ameiſenlaufen, und es 
fröſtelte ihn beſtändig. Er meldete ſich jedoch damals nicht marode, 
weil er dieſen Zuſtand für einen vorübergehenden hielt. Nach Ver— 
richtung von Patrouillen am 23. und 26. März 1895 verſchlimmerte 
ſich jedoch ſein Zuſtand immer mehr und mehr, ſo daß er ſich am 
27. März beim k. k. Abtheilungscommando um chefärztliche Unter— 
ſuchung meldete, worauf er für den 5. April 1895 zur Unterſuchung 
einberufen wurde, bis dahin aber feiner Pflicht nachkam. Alle vor— 
angeführten Umſtände erbietet ſich der Kläger durch den Gendarmen 
Alois Kinzl in Kloſterneuburg, den Wirthſchaftspächter Franz Wallner 
auf der Gſängerhütte bei Weidlingbach, den Wirthſchaftsbeſitzer Joſef 
Waller auf der Windiſchhütte bei Weidlingbach, den Gemeindevorſteher 
Karl Wallner in Weidlingbach und den k. k. Gendarmerie-Poſtenführer 
Franz Trimml in Kloſterneuburg zu erweiſen. Bei der chefärztlichen 
Unterſuchung wurde er ſofort wegen ſeines Leidens vom Dienſte ent— 
hoben. Am 1. Mai 1895 wurde er der Superarbitrirungs-Commiſſion 
vorgeſtellt und dann erfolgte der Eingangs citirte Beſcheid. Laut des 
Zeugniſſes vom 15. September 1897 ſei der Kläger als an einem 
chroniſchen Gelenksrheumatismus und hochgradiger Neuraſthenie leidend, 
vollkommen erwerbsunfähig. Der Kläger beantragt eine Gutachten von 
ſachverſtändigen Aerzten darüber, ob ſein Leiden eine unmittelbare 
Folge einer bei einer ſpeciellen Dienſtverrichtung zugezogenen Körper⸗ 
beſchädigung bilde und die Requiſition der ſeine Superarbitrirung be⸗ 
treffenden Acten und bittet, das k. k. Reichsgericht wolle erkennen: Das 
k. k. Landesvertheidigungs-⸗Miniſterium ſei ſchuldig, ihm für die Zeit vom 
1. Juli 1895 bis 1. Mai 1898 den Betrag von 495 fl. 80 kr. zu 
bezahlen und vom 1. Mai 1898 feine Penſion mit 28/40 feiner 
letzten Activitätsbezüge als Titular⸗Wachtmeiſter der k. k. Gendarmerie 
per 700 fl., d. i. mit jährlichen 665 fl., zu berechnen und aus⸗ 
zubezahlen, endlich die Koſten des Verfahrens zu erſetzen. N 
In der Gegenſchrift des k. k. Miniſteriums für Landesverthei— 
digung wird ausgeführt: In dem am 1. Mai 1895 abgegebenen 
Befunde der Superarbitrirungs-Commiſſion werden zunächſt die im 
ärztlichen Zeugniſſe bezeichneten Gebrechen beſtätigt. Dieſe Gebrechen 
lauteten: Reizbare Schwäche des Nervenſyſtems (Neurasthenia), ſublu⸗ 
rirte große Zehe mit Froſtbeulen (halux valgus). Bezüglich der Dauer 
und des Verlaufes der Krankheit wurde ausdrücklich betont, daß die— 
ſelbe ſeit mehreren Jahren beſtehe und der Verlauf ein chroniſcher ſei. 
Die Superarbitrirungs⸗Commiſſion erklärte den unmittelbaren Zu⸗ 
ſammenhang der Entſtehung des Gebrechens mit einer ſpeciellen Dienſtes⸗ 
verrichtung nicht nachweisbar. Hiernach wurde dem Superarbitrirten 
die nach Maßgabe ſeiner Dienſtzeit entfallende Penſion flüſſig gemacht, 
der Bitte um Zuzählung von zehn Dienſtjahren aber keine willfahrende 


Folge gegeben, wofür dem Miniſterium nachſtehende Erwägungen maß⸗ 
gebend waren. Nach dem übereinſtimmenden Gutachten des Arbitriums 
und des Superarbitriums beſtand das die Invalidität des Mannes 
bedingende Gebrechen ſeit mehreren Jahren und die Commiſſion gab 
nach Prüfung der Krankheitsgeſchichte und Vornahme der Autopſie 
an, daß der Zuſammenhang der Entſtehung des Gebrechens mit einer 
ſpeciellen Dienſtesverrichtung nicht nachweisbar ſei. Deßhalb war die 
Anwendung des $ 34 des Geſetzes vom Jahre 1894, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 1 ex 1895, ausgeſchloſſen. Inſoferne die krankhafte Dispoſition 
des Klägers durch die Anſtrengungen des Dienſtes überhaupt, eventuell 
durch einzelne Dienſtgänge geſteigert worden wäre, wurde dieſem 
Umſtande kraft $ 30 des bezogenen Geſetzes durch die dort eben 
wegen der Beſchwerlichkeit des Gendarmeriedienſtes angeordnete An- 
rechnung jedes Dienſtjahres mit 16 Monaten Rechnung getragen. Bei 
dieſer Sachlage konnte dem Kläger lediglich der bezifferte Ruhegenuß 
flüſſig gemacht werden. Bemerkt wird noch, daß zur Abgabe eines 
ärztlichen Gutachtens bezüglich der Gendarmerie-Mannſchaft in Abſicht 
auf deren Verſorgungsbehandlung der betreffende Militärarzt, be— 
ziehungsweiſe die Superarbitrirungs-Commiſſion allein competent erachtet 
werden konnen. Es wird ſonach um Abweiſung des Klagebegehrens 
gebeten. 

Bei der Verhandlung vom 5. Juli 1898 ſchien es dem k. k. Reichs- 
gerichte, daß der von dem Kläger angebotene Beweis durch ein ſach— 
verſtändiges Gutachten darüber, daß ſein Leiden eine unmittelbare 
Folge einer bei einer ſpeciellen Dienſtesverrichtung zugezogenen Körper— 
beſchädigung bilde, als eventuell relevant zuzulaſſen ſei. Es wurde 
deßhalb die Verhandlung vertagt und die k. k. mediciniſche Facultät 
in Wien erſucht, ihr Gutachten über die beantragten, von dem 
k. k. Reichsgerichte formulirten Punkte abzugeben. 

Dieſes von der Kunſtgutachtens-Commiſſion der mediciniſchen 
Facultät einſtimmig angenommene Gutachten liegt nun vor. Dieſes 
Gutachten bemerkt vor Allem, daß weder auf Grund des den Fall 
nur mangelhaft charakteriſirenden chefärztlichen Gutachtens, beziehungs— 
weiſe Superarbitriums, noch auf Grund der Angaben des von dem 
Facultäts-Referenten perſönlich einvernommenen Klägers mit Be— 
ſtimmtheit feſtzuſtellen iſt, ob die Geſundheitsſtörung des Klägers zur 
Zeit ſeiner Superarbitrirung mit Recht als Neuraſthenie zu bezeichnen 
war. Für den Fall aber, daß das k. k. Reichsgericht ſich auf den 
Standpunkt ſtellen ſollte, die Neuraſthenie Löffler's als ein eines 
weiteren Beweiſes nicht bedürftiges Factum zu acceptiren, ließe ſich 
für die Beurtheilung des Falles noch Folgendes anführen: Im All- 
gemeinen erfolgt die Entwicklung der Neuraſthenie nicht plötzlich in 
einigen Tagen, ſondern allmählich als das Endziel von Wochen, 
Monate und Jahre lang dauernden Schädlichkeiten. Es gibt jedoch 
auch acute Fälle, die ſich an eine intenſive Gemüthserregung, z. B. 
einen Schreck, oder an eine einmalige heftige Ueberanſtrengung, an 
eine Körperverletzung oder an eine Combination ſolcher Schädlichkeiten 
(wie z. B. bei Eiſenbahnunfällen) anſchließen. Wenn man alſo die 
Neuraſthenie Löffler's als bewieſen annehmen wollte, ließen ſich von 
dieſem hypothetiſchen Standpunkte aus die geſtellten Fragen etwa 
folgendermaßen beantworten: Es iſt möglich, daß der vom Kläger 
bezeichnete Dienſtgang die unmittelbare Urſache jener Körperbeſchädigung 
war, welche zu der beim Superarbitrium conſtatirten Dienſtuntauglich⸗ 
keit des Klägers geführt hat. Es iſt möglich, daß dieſe Körperbeſchä— 
digung eine directe und ausſchließliche Urſache der conſtatirten Dienft- 
untauglichkeit war, d. h. es iſt möglich, daß dieſe Beſchädigung ohne 
den Dazutritt einer weiteren Urſache nach dem 5. März 1895 die 
Dienſtuntauglichkeit bewirkt hat und daß dieſelbe ohne den Vorfall vom 
5. März auf Grund anderer Urſachen bis zum 1. Mai nicht ein⸗ 
getreten wäre. Was endlich die letzte Frage des k. k. Reichsgerichtes 
anbelangt, iſt zu bemerken, daß der Umſtand, daß in dem Auszuge 
aus dem Marodebuche von Neuraſthenie keine Erwähnung geſchieht, 
nicht als ein Beweis dafür anzuſehen iſt, daß dieſes Leiden 
vor dieſer Zeit nicht beſtanden habe. Denn bei dem gewöhnlichen 
chroniſchen Entwicklungsgange der Neuraſthenje kann dieſelbe ſchon 
lange beſtehen, ohne daß der Erkrankte dadurch dienſtunfähig würde; 
es kommt oft genug vor, daß Beamte oder Bedienſtete mit den aus⸗ 
geſprochenen Symptomen der Neuraſthenie ihren Dienſt, wenn auch 
mit viel Anſtrengung und Selbſtüberwindung fortſetzen, ohne ſich 
krank zu melden. 


Das k. k. Reichsgericht iſt bei feiner Entſcheidung von folgen— 
den Erwägungen ausgegangen: 

Als das die Invalidität des Klägers bedingende Gebrechen 
muß nach den Feſtſtellungen des adminiſtrativen Verfahrens die Neura— 
ſthenie angeſehen werden. Es ſteht dem nicht im Wege, daß die 
allgemeine Bezeichnung „Neuraſthenie“, welche in dem Superarbi— 
trirungsbefunde gebraucht wird, nach den eingehenden Ausführungen 
des Facultäts-Gutachtens dem Mediciner ein klares Bild von dem 
Leiden des Klägers, beziehungsweiſe die Ueberzeugung von der Exi— 
ſtenz eines neuraſtheniſchen Leidens desſelben nicht gibt; denn im 
gegebenen Falle handelt es ſich nur darum, die juriſtiſche Grundlage 
für die Zuerkennung eines zwiſchen dem Kläger und dem Miniſterium 
für Landesvertheidigung ſtreitigen Anſpruchs zu gewinnen, wobei die 
belangte Partei ihre eigenen Feſtſtellungen als gegen fie ſelbſt beweis— 
machend anerkennen muß, beziehungsweiſe die Conſequenz ihrer eigenen 
undeutlichen Ausdrucksweiſe zu tragen hat. Erſcheint aber die Neura— 
ſthenie im gegebenen Falle als ein für die juriſtiſche Beurtheilung 
feſtſtehendes Factum, jo muß fie auch als die directe und ausſchließ— 
liche Urſache der Invalidität des Klägers gelten, weil in dem von 
dem Superarbitrirungs-Befunde beſtätigten chefärztlichen Zeugniſſe 
neben der Neuraſthenie nur noch von Subluxation der großen Zehen 
mit Froſtbeulen die Rede iſt und letzteres Gebrechen in dem Gut— 
achten des Miniſterial-Sanitäts-Referenten ſelbſt aus den Urſachen 
der Invalidität ausgeſchieden wird. 

Für das Reichsgericht war ſonach im Sinne des § 34 des 
Geſetzes vom 25. December 1894, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 1 ex 1895, nur 
noch zu unterſuchen, ob die Neuraſthenie des Klägers als eine ohne 
eigenes Verſchulden in unmittelbarer Folge einer ſpeciellen Dienſtes— 
verrichtung erlittene Körperbeſchädigung anzuſehen ſei und ob dieſe 
Körperbeſchädigung ſofort oder binnen Jahresfriſt die bleibende 
Dienſtuntauglichkeit herbeigeführt habe. Diesfalls wird von dem 
Miniſterium nur der unmittelbare Cauſalzuſammenhang mit einer ſpeciellen 
Dienſtesverrichtnng beſtritten; es kommt alſo nur darauf an, ob 
jener Zuſammenhang, welchen der Kläger mit dem Dienſtgange am 
5., beziehungsweiſe 6. März 1895 behauptet, nachweisbar iſt. Dieſer 
ſpringende Punkt hat nun durch das Facultäts-Gutachten eine von 
der Darſtellung der Adminiſtrativ-Behörden weſentlich veränderte Be- 
leuchtung erfahren. Während die Adminiſtrativ-Behörden den un⸗ 
mittelbaren Cauſalnexus des Leidens des Klägers mit jenem Dienſt— 
gange durchwegs ausſchließen und nur von einer chroniſchen Ent: 
ſtehung des Leidens etwas wiſſen wollen, hat das Facultäts-Gutachten, 
von der allgemeinen Feſtſtellung ausgehend, daß es Fälle acuter Ent— 
ſtehung der Neuraſthenie vielfach gebe, es ausdrücklich als möglich er— 
klärt, daß der Dienſtgang vom 5. März die unmittelbare Urſache jener 
Körperbeſchädigung war, welche zu der bei dem Superarbitrium am 
1. Mai 1895 conſtatirten Dienſtuntauglichkeit des Klägers geführt hat. 

Auf Grund dieſer fachmänniſch anerkannten Möglichkeit mußte 
für das Reichsgericht vor Allem in Betracht kommen, ob bei dem 
Kläger ſchon vor dem 5. März 1895 neuraſtheniſche Erſcheinungen 
conſtatirt worden ſind. Dies iſt nicht der Fall. 

Der Auszug aus dem Marodebuche zunächſt weiß nichts von 
einem ſolchen Leiden, was umſo bedeutſamer iſt, als das Marodebuch 
eine Reihe von anderen Erkrankungen und ſelbſt das Leiden an Froſt— 
beulen genau verzeichnet. Die aus der Zeit der Superarbitrirung 
vorliegenden Acten der vorgeſetzten Behörden ſprechen wohl im All— 
gemeinen von einem weiter zurückreichenden Leiden desſelben, nähere 
Angaben über Art und Zeit desſelben werden aber nicht gemacht, 
der Bericht des Unter-Abtheilungs-Commandanten vom 17. April 
1895, welcher die ſucceſſive Entſtehung der Krankheit annimmt und 
auch von einem nervöͤſen Leiden ſpricht, gibt trotzdem zu, daß die 
Zunahme der Krankheitserſcheinungen eine verhältnißmäßig raſche war 
und die Schlußdefecte die hochgradigen find. Die eigene Erklärung 
des Klägers vom 27. März 1895, auf welche ſich das Miniſterium 
beruft, daß er „bereits über ein Jahr in einer immerwährenden vege— 
tirenden Aufregung ſein Daſein friſte“, iſt in jenem Geſuche um 
ärztliche Unterſuchung abgegeben, in welchem ſich der Kläger als ſo 
nervös und abgeſtumpft bezeichnet, daß er ein wichtiges Concept nicht 
verfaſſen könne; eine in einem ſolchen, von dem Miniſterium nicht 
beſtrittenen Zuſtande abgegebene Erklärung kann als Beweis gegen 
den Kläger nicht verwendet werden. 


Iſt ſonach der Beſtand der Neuraſthenie vor dem 5. März 
nicht erwieſen, wohl aber ſofort nach dem 5. März, und wird er⸗ 
wogen, daß der Dienſtgang vom 5., beziehungsweiſe 6. März nach 
den von dem Miniſterium ſelbſt gepflogenen Erhebungen ſich als eine 
Dienſtesverrichtung von ganz ungewöhnlicher Anſtrengung bis zur 
völligen Erſchöpfung der Kräfte darſtellt, ſo konnte bei der freien 
Beweiswürdigung, welche dem Reichsgerichte zuſteht, der unmittelbare 
Cauſalnerus zwiſchen dem Dienſtgange vom 5., beziehungsweiſe 
6. März 1895 und der Neuraſthenie des Klägers als zweifelhaft 
nicht erſcheinen. Dieſe Neuraſthenie hat dann auch, wenn nicht ſchon 
ſofort, fo jedenfalls binnen Jahresfriſt zur bleibenden Dienſtuntaug⸗ 
lichkeit geführt. 

Das Reichsgericht mußte daher, da alle Vorausſetzungen des 
§ 34 des obeitirten Gendarmerie-Geſetzes als erwieſen erſcheinen, 
dem im Punkte der Ziffer nicht beſtrittenen Anſpruche ſtattgeben und 
hat bei dem vollſtändigen Obſiegen des Klägers in der Hauptſache 
demſelben auch die Klagekoſten im ermäßigten Betrage von 150 
Gulden zugeſprochen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 18. Jänner 1899, Z. 7.) 


Durch Pauſiren vervielfältigte Literaturerzeugniſſe ſind als Druck⸗ 

ſchriften im Sinne des § 4 Pr. ⸗G. 9 be Begriffs⸗ 

merkmal der periodiſchen Druckſchrift liegt in einer gewiſſen nicht 

bloß äußeren, ſondern auch inhaltlichen Continuität und Connerität, 

welche die unabgeſchloſſene ſtetige Reihe von Mittheilungen wech- 
ſelnden Inhaltes aneinander knüpft. 


Veranlaßt durch die von der 
des Geſetzes erhobene Ni 
hof mit Plenarentſch 


bon Generalprocuratur zur Wahrung 
Nichtigkeitsbeſchwerde hat der Caſſations— 
eidung vom 3. Mai 1898, 3. 6281, zu Recht 
erkannt: Durch das Urtheil des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes 
Alſergrund in Wien vom 8. Mai 1897, 3. 2832, womit Emil B. 
von der Anklage wegen Uebertretung des § 11 Pr.⸗G. freigeſprochen, 
und durch das Erkenntniß des Landes- als Berufungsgerichtes zu 
Wien vom 6. Juli 1897, 3. 1744, womit die vom öffentlichen 
Ankläger erhobene Berufung zurückgewieſen worden iſt, wurde das 
Geſetz und zwar in den Beſtimmungen der 88 7, 10 und 11 Pr.⸗G. 
verletzt. 

Gründe: Emil B. verſendet unter der Aufſchrift: „Emil B 
Gerichts] gal⸗Correſpondenz in 6-8 Exemplaren ne (Durch⸗ 
druckſchrift) vervielfaältigte Berichte über die bei den Wiener Bezirks⸗ 
gerichten ſtattfindenden Strafverhandlungen meiſt täglich an die Re⸗ 
dactionen der liberalen Blätter. B. hat bei den einzelnen Gerichten 
ſeine Reporter, aus deren Mittheilungen er den Stoff für ſeine „Corre⸗ 
ſpondenz“ ſchöpft. Die Artikel der Correſpondenz ſind mit einer 
Spitzmarke verſehen und druckfähigen Inhaltes, nicht etwa bloß in 
Schlagworten abgefaßt. Die Redactionen nehmen aus dem ihnen in 
dieſer Weiſe gebotenen Stoffe vollkommen nach ihrem Belieben eine 
Auswahl vor, wobei ſie nach Umſtänden die einzelnen Artikel auch in 
ihrer Faſſung ändern. Die einzelnen Exemplare ſind nicht mit fort⸗ 
laufenden Nummern, wohl aber mit der oben erwähnten Aufſchrift 
und dem Datum verſehen. In techniſcher Beziehung wäre nur noch 
zu bemerken, daß mittels der angewendeten Durchdruckmethode 6 bis 
7 Exemplare durch einen Druck hergeſtellt werden können. 

Die Gerichte haben die Vorfrage, ob derlei Erzeugniſſe als 
Druckſchriften im Sinne des § 4 Pr.⸗G. anzufehen ſind, mit Recht 
Nin, weil eine der in der bezogenen Geſetzesſtelle vorausgeſetzten 
rariſcheß lalgungsmethoden gegeben iſt, und weil es ſich um ein lite⸗ 
. Erzeugniß, als welches im Sinne des Preßgeſetzes jede durch 
handel. a, erfolgende Vermittlung eines Gedankens anzuſehen iſt, 
99 Dieſe Auffaſſung hat auch im Juſtizminiſterialerlaſſe vom 
1 5 1866, 3. 1469, Ausdruck und im § 27 des Geſetzes vom 
26. N 1895, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 197, Beſtätigung gefunden. 
Wird dieſe Vorfrage bejaht, ſo folgt aus den obigen thatſächlichen 
Feſtſtellungen ohneweiters, daß die Druckſchrift als eine periodiſche 
anzuſehen if. Wenngleich das Preßgeſetz den Begriff der periodiſchen 
Druckſchrift nicht definirt, ſondern für denſelben nur zwei negative 
— gewiſſermaßen mechaniſche — Merkmale im 8§ 7 hinſtellt, jo ift 
doch aus der Zuſammenfaſſung der einzelnen Blätter oder Nummern 
als eine „periodiſche Druckſchrift⸗ durch die hiemit betonte Einheit 
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des Unternehmens, ſowie durch die insbeſondere im § 10, 3. 1, 
gegebenen Andeutungen das weitere poſitive Kriterium zu entnehmen, 
nämlich einer gewiſſen, nicht nur äußeren, ſondern auch inhaltlichen 
Continuität und Connexität, durch welche die unabgeſchloſſene ſtetige 
Reihe der Mittheilungen wechſelnden Inhalts an einander geknüpft 
wird, wobei der Zuſammenhang je nach der Vielſeitigkeit oder Art 
des gebotenen Leſeſtoffes ein loſerer oder engerer ſein wird. Wenn 
man dieſe Kriterien auf die Gerichtsſaal-Correſpondenz anwendet, fo 
ergibt es ſich, daß dieſelben vollkommen zutreffen. Die Gerichtsſaal⸗ 
Correſpondenz hat den Zweck, fortlaufende Berichte über die Vor— 
kommniſſe bei den öffentlichen Verhandlungen zu liefern, worin das 
oben aufgeſtellte poſitive Kriterium erblickt wird. 

Die einzelnen Blätter werden zumeiſt täglich an die Redactionen 
verſendet, ſomit periodiſch in den durch § 7 Pr.-G. gezogenen Grenzen 
herausgegeben. Daß ſie nicht ein abgeſchloſſenes Ganzes bilden, 
braucht nicht ausgeführt zu werden, ſo wenig als gezweifelt würde, 
daß ſie als eine „Zeitung“ im gewöhnlichen Verſtande des Wortes 
angeſehen würden, wenn ſie dem weiteren Publicum zugänglich wären. 
Nun ſtellt das Preßgeſetz in ſeinen Beſtimmungen dieſes letztere 
Moment nicht als eine Vorausſetzung für den Begriff der periodiſchen 
Druckſchrift hin, ſo daß ohneweiters zugegeben werden muß, es ſei 
auch jenes periodiſche Preßerzeugniß, welches auf einen ganz beſtimmten 
und ſehr beſchränkten Kreis von Abnehmern im gegebenen Falle die 
bezüglichen Redactionen (mit dem zu denſelben gehörigen, oft ganz 
bedeutenden Perſonale) — begrenzt tft, als eine periodische Druckſchrift 
anzuſehen. Es darf übrigens nicht überſehen werden, daß die Gorre- 
ſpondenz den Stoff für Tagesblätter liefern muß, daß damit ſchon 
ein Erſcheinen in beſtimmten, ſehr kurzen Zeitabſchnitten bedingt iſt, 
daß das Vorhandenſein von Abonnenten überhaupt für die Exiſtenz 
einer periodiſchen Druckſchrift nicht maßgebend iſt, daß übrigens die 
Möglichkeit des Bezuges der Correſpondenz im Wege des Abonne— 
ments mit Rückſicht auf die Erſcheinungsart nicht geradezu ausgeſchloſſen 
erſcheint. Der Einwand, daß eine ſolche Correſpondenz gewiſſermaßen 
nur die Stelle eines Mitarbeiters vertritt, wird wohl hinfällig, weil 
nach den Feſtſtellnngen von einem Verhältniſſe der eigentlichen Mit⸗ 
arbeiterſchaft keine Rede fein kann, außerdem aber die Gerichtsſaal⸗ 
Correſpondenz ſich als ein ſelbſtſtändiges Unternehmen mit Reportern, 
die den Stoff liefern, und einem Leiter, der eine redactionelle Thä⸗ 
tigkeit entfaltet, darſtellt, welches ſich von anderen journaliſtiſchen 
Unternehmungen nur durch die geringere Ausdehnung unterſcheidet, 
ein Unterſchied, für den jedoch im Rahmen des Preßgeſetzes kein 
Raum iſt. Wenn in den bezogenen Urtheilen die Gleichartigkeit des 
Titels, die Hinweiſung auf das Forterſcheinen, Numerirung, ſowie 
die Möglichkeit der Pränumeration als Erforderniſſe für eine perio- 
diſche Druckſchrift hingeſtellt werden, ſo liegt darin nur inſoweit 
etwas Richtiges, als aus ſolchen Umſtänden auf den Beſtand einer 
periodiſchen Druckſchrift geſchloſſen werden kann, als dieſe Umſtände 
Beweismomente ſind; allein Bedingung für die Exiſtenz oder unbe⸗ 
dingte Merkmale einer periodiſchen Druckſchrift ſind ſie nicht, wie 
man ſich denn auch ganz gut eine ſolche Druckſchrift ohne ſie denken 
kann, und wie ſie die journaliſtiſche Praxis in der einen oder anderen 
Richtung auch aufgewieſen hat. Wenn aber weiter im Urtheile von 
Homogenität des Gegenſtandes, ohne welche ein Programm undenkbar 
wäre, die Rede iſt, ſo iſt damit entweder nur jenes oben erwähnte 
poſitive Kriterium gemeint, welches, wie dort gezeigt wurde, bei der 
Gerichtsſaal-⸗Correſpondenz auch vorhanden iſt, oder es liegt darin 
eine Verkennung deſſen, was das Geſetz und auch der gewöhnliche 
Sprachgebrauch unter Programm verftehen (8 10, Z. 1 Pr.⸗G.). Pro⸗ 
gramm der Gerichtsſaal-Correſpondenz iſt die regelmäßige Bericht⸗ 
erſtattung über die mehrerwähnten Straffälle, und iſt damit auch die 
Homogenität des Gegenſtandes gegeben, geradeſo wie es periodiſche 
Druckſchriften gibt, die über andere Vorkommniſſe berichten und dem 
Preßgeſetze unterworfen ſind, ſoweit es ſich nicht um Ausnahmen 
des § 9, Abſ. 2 Pr.⸗G., handelt. Uebrigens darf nicht überſehen 
werden, daß die Druckſchrift einen Titel hat, daß die einzelnen Exem⸗ 
plare datirt find, und daß die Redactionen für den Bezug ein Ent- 
gelt leiſten. Da nun das Preßgeſetz für derartige Erzeugniſſe keine 
Ausnahmsbeſtimmungen trifft und ſomit alle periodiſchen Druckſchriften, 
ſoweit ſie nicht unter die hier nicht zutreffende Ausnahme des § 9, 
Abſ. 2 Pr.⸗G., fallen, gleich behandelt wiſſen will, iſt auch der 
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Herausgeber der Gerichtsſaal⸗Correſpondenz an die Beobachtung der 
für periodiſche Druckſchriften gegebenen Vorſchriften gebunden. Indem 
nun die bezogenen Urtheile das Merkmal der Periodicität ausgeſchloſſen 
und die Beſtimmungen der 88 10 und 11 Pr.⸗G. für nicht an⸗ 
wendbar erklärt haben, wurde das Geſetz unrichtig angewendet, weß— 
halb die erfolgte Geſetzesverletzung conſtatirt werden mußte. 

(B. V. Bl. d. J. M.) 


Localpolizeiliche Verfügungen, welche vom Gemeinderathe einer 

Stadt mit ſelbſtſtändigem Statute im eigenen Wirkungskreiſe erlaſſen 

werden, können nicht unter die Strafſanction der kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗ Bl. Nr. 96, geſtellt werden. 


Der Stadtrath in M. hat die dortigen Baugewerbetreibenden 
mit dem Erlaſſe vom 13. December 1897, Z. 27.148, beauftragt, 
binnen 8 Tagen um die Vornahme der Rohbaureviſionen hinſichtlich 
ſämmtlicher im Jahre 1897 vollendeten oder unter Dach gebrachten 
Neubauten anzuſuchen und für die Zukunft bezüglich jedes im Roh— 
bau vollendeten Neubaues ein derartiges Anſuchen vor Anbringung 
des Putzes und der Decken-Verſchalungen einzubringen; für den Fall 
der Nichtbefolgung dieſer Anordnung wurde die Ahndung nach der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, angedroht. 

Der hingegen ſeitens der Baugewerbegenoſſenſchaft in M. er— 
hobenen Vorſtellung wurde vom Gemeinderathe der Stadt M. mit 
dem Beſchluſſe vom 19. Jänner 1898 keine Folge gegeben. 

Gegen dieſen Beſchluß brachte die Baugewerbegenoſſenſchaft den 
Recurs an die Statthalterei ein, welcher von dieſer Behörde mit der 
Entſcheidung vom 27. Juli 1898, 3. 10.906, wegen Incompetenz 
zurückgewieſen wurde, weil zur Entſcheidung über den Recurs der 
Landesausſchuß competent iſt. 

Das Miniſterium des Innern hat dem hiegegen eingebrachten 
Recurſe der Baugewerbegenoſſenſchaft mit dem Erlaſſe vom 1. Februar 
1899, 3. 33.980 ex 1898, feine Folge gegeben, weil bei dem Um⸗ 
ſtande, als die angefochtene Anordnung im ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinde erlaſſen wurde, die Statthalterei nach 8 79 der 
Gemeindeordnung für Marburg vom 23. December 1871, L.-G.⸗Bl. 
Nr. 2 ex 1872 (für Steiermark) zu einer inſtanzmäßigen Entſcheidung 
thatſächlich nicht berufen war, die Zurückweiſung des Recurſes daher 
gerechtfertigt erſcheint. Gleichzeitig hat jedoch das Miniſterium des 
Innern die Beſtimmung, der gemäß die fraglichen Anordnungen des 
Gemeinderathes unter die Strafſanction der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, geſtellt wurden, auf Grund des 
§ 79 der citirten Gemeindeordnung außer Kraft geſetzt, und zwar aus 
folgenden Gründen: „Die Anordnungen des Gemeinderathes ſind im 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde erfloſſen. Für derartige, 
von der Gemeinde im eigenen Wirkungskreiſe erlaſſene, localpolizeiliche 
Verfügungen können wohl auf Grund des § 66 des Gemeindeſtatutes 
durch Stadtrathsbeſchlüſſe Geldbußen angedroht werden, es geht jedoch 
nicht an, daß der Gemeinderath für ſich ein Strafrecht auf Grund 
der die Amtsgewalt der landesfürſtlichen, politiſchen und polizeilichen 
Behörden regelnden, obgedachten kaiſ. Verordnung in Anſpruch nehme.“ 

Th. R. 


Literatur. 


Was iſt uns Geld? Eine Studie über die capitaliſtiſche Wirthſchaft 
der Gegenwart von Joſef Beckmann. Verlag von J. Beckmann, Wien 1899. 

Vorliegende Schrift zerfällt in eine Einleitung und nachſtehende Capitel: 
1. Das Geld, 2. Das Capital, 3. Das Capital und die Arbeit, 4. Das Capital 
und der Staat, 5. Das Capital und die Weltwirthſchaft. Es würde uns zu weit 
führen, hier den einzelnen Ausführungen des Verſaſſers zu folgen und dieſelben 
widerlegen zu wollen. Die Vorſchläge, welche der Verfaſſer, der das Geld⸗Capital 
als den Urquell aller Uebel, als „giftige Pflanze“ anſieht, macht, bedingen eine 
völlige Umgeſtaltung unſerer wirthſchaftlichen und auch der ſtaatlichen Verhältniſſe. 

Die Tendenz, welche der Schrift zu Grunde liegt, iſt Beſeitigung des Geld⸗ 
Capitales und deſſen charakteriſtiſcher Function, der Verzinſung, weiters die Natio⸗ 
naliſirung des Capitales und Erſatz des internationalen Handels durch ein Mono⸗ 
pol des Staates, welcher die Arbeitsergebniſſe ſeines eigenen Gebietes übernimmt 
und ſie gegen die unentbehrlichen Producte des Auslandes austauſcht. Eine eigen⸗ 
thümliche, allerdings heute vielfach moderne Ausnahmsſtellung räumt der Verſaſſer 
dem Grundbeſitz und, was allerdings in ähnlichen Schriften noch ſeltener, dem 
Unternehmer ein. Dieſe Gegenüberſtellung, welche das heute zwiſchen dem Guts⸗ 
herrn und ſeinem Arbeiter beſtehende Verhältniß als naturnothwendig beſtehend, 
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dagegen eine Capitalverzinſung, ſei es, daß das Capitel das Product von Fleiß 
und Sparſamkeit, oder fei es, daß der Gläubiger das Riſico für die Inveſtirung 
oder ſonſtige Verwendung der geliehenen Summe zu tragen hat, als eine Vorweg⸗ 
nahme fremder Arbeit anſieht und bezeichnet, charakterifirt die Tendenz der gut 
und intereſſant geſchriebenen Publication. 

Das Bedürfniß, zur Hebung der beſitzloſen Claſſe beizutragen, liegt jeden⸗ 
falls auch der vorliegenden Schrift zu Grunde; ob damit der beabſichtigte 
Zweck erreicht oder gefördert wird, iſt eine andere Frage. Es ſcheint uns vielmehr, 
daß ſehr viele Ausführungen, und wie es ja auch modern kräftig ausgedrückte Ge⸗ 
danken aus dem Zuſammenhange losgelöſt, einem bedenklichen und wahrſcheinlich 
vom Verfaſſer auch nicht beabſichtigten Gebrauche ausgeſetzt fein könnten. Es nützt 
nichts, wenn man nur gegen das mobile Capital anſtürmt und dabei die Rechte 
des Beſitzes, die Unterſchiede der Geburt wahren will; wer, wie der Verfaſſer fagt, 
daß ſelbſt „die höchſtſtehenden Menſchen“ dem Gelde ebenfo heißhungerig nachjagen, 
wie die Hungernden und Elenden, der trägt unſerer Anſicht nach nicht bei zu einer 
friedlichen Löſung der ſocialen Frage, jelbft dann nicht, wenn er für gewiſſe Claſſen 
ererbten Beſitzes Ausnahmen feſthalten will. 

Tr. Moriz Caspaar. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionschef und Generaldirector für Poſt⸗ und 
Telegraphen⸗Angelegenheiten im Handelsminiſterium Dr. Rudolf Neubauer den 
Orden der eiſernen Krone 2. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsräthen im Miniſterium des Innern 
Dr. Franz Ritter Mahl⸗Schedl v. Alpenburg und Erasmus Freiherrn v. 
Handel den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes und dem Miniſterial⸗ 
ſecretär in dieſem Miniſterium Karl Deperis den Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Finanzrath Joſef Fiala zum Ober⸗Finanzrathe 
und Vorſtande des Hauptzollamtes in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Ingenieur des böhm. Staatsbaudienſtes 
Adolf Pecenka den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Finanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in 
Prag Johann Kalina anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann Alexander Nallini in 
Metkovic anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das Ritterkreuz des Franz 
Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director des Miniſterial-Zahlamtes Karl 
Schwarz anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charalter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Haupt⸗Steuereinnehmer Johann Melichar in 
Krems anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat den Hilfsämterdirections⸗Adjuncten Johann 
Maritzky zum Hilfsämterdirector, den Official Wenzel Schönweitz zum 
Hilfsämterdirections⸗Adjuncten, und den Kanzliſten Ludwig Gärtner zum 
Official ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat im Stande der Polizei⸗ 
direction in Wien die Polizei⸗Obercommiſſäre Joſef Ogrinz und Franz 
Straßer zu Polizeiräthen, die Polizei⸗Commiſſäre Adolf Porm, Eduard 
Schölzig und Dr. Ludwig Fronz zu Polizei⸗Obercommiſſären, und die Polizei: 
concipiſten Dr. Friedrich Ramach, Johann Binhack, Dr. Franz Kunz und 
Victor Nickles zu Polizei⸗Commiſſären ernannt. f 

Der Minifterpräfident a. L. d. M. d. J. hat die Bauadjuncten Albert 
Bonavia und Alois Deskovié zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt 
in Dalmatien ernannt. 5 

Der Finanzminiſter hat den Finanzrath bei der Finanz⸗Procuratur in 
Linz Dr. Victor Geringer zum Finanzrathe bei der Finanz-⸗Procuratur in Graz 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Evidenzhaltungs⸗Inſpectoren Ladislaus 
Zaklinski, Adolf Horak, Joſeſ Masek und Karl Schwarz zu Evidenz: 
haltungs⸗Oberinſpectoren in der 7. Rangsclaſſe ernannt. 


Erledigungen. 


1 Hofbauadjunctenſtelle in der X, Rangsclaſſe. Geſuche an das Oberſt⸗ 
hofmeiſteramt. (Amtsblatt Nr. 59.) 

1 Sanitätsconcipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe, eventuell 1 ad⸗ 
jutirte Sanitätsaſſiſtentenſtelle in Krain bis 2. April l. J. (Amtsblatt 
Nr. 58. 

1 Polizeicommiſſärs⸗, eventuell 1 Polizeiconcipiſtenſtelle in 
Schleſien (Mähr.⸗Oſtrau) bis 5. April 1899. (Amtsblatt Nr. 60.) 

1 Archivarſtelle in der IX. Rangsclaſſe, bei dem Lottoamte in Graz bis 
5. April 1899 (Amtsblatt Nr. 59.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 11 und 12 der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


